
2135 088Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: ja

VVG §§ 12, 151 Abs, 2; RVO. § 903

a) § 151 Abs, 2 VVG fordert nicht ein Ausscheiden des bis­
herigen Betriebsinhabers aus dem Unternehmen, für das 
die Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen ist,
Pie Vorschrift ist vielmehr auch dann anwendbar, wenn 
die Unternehmens Veräußerung in der Weise erfolgt, daß 
neben den bisherigen Alleininhaber ein Mitinhaber tritt,

b) Wird der Haftpflichtversicherte von einer Berufsgenossen­
schaft gemäß § 903 RVO in Anspruch genommen, so beginnt 
die Verjährung des auf die Abwehr dieser Inanspruchnah­
me gerichteten Haftpflicht-Versicherungsanspruchs auch 
dann erst mit der Erhebung des Anspruchs durch die 
Berufsgenossenschaft, wenn der Verletzte selbst schon 
vorher gegen den Versicherten Haftpflichtansprüche 
erhoben hatte.

\

BGH, Beschl, v. 5. Oktober 1961 - II ZR 10/59
OLG Püsseldorf 
LG ?/uppertal



II ZR 10/59

Verkündet
am 5. Oktober 1961
Heil, Justizassistent
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

B e s c h 1 u ß :

In dem Rechtsstreit
des ersicherungs-Actien-
Geseilschaft Kijflpstraße
gesetzlich vertreten durch den Vorstand:
Dipl. Ing. Ernst und Johannes Bt
beide in

Beklagten und Revisionsklägers, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

gegen

den Dachdeokermeister Adam 
in Bf^HBstraße

Kläger und Revisionsbeklagten,
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 5. Oktober 1961 unter Mitwirkung des 
SenatsPräsidenten Dr. Nastelski und der Bundesrichter 
Dr. Haidinger, Dr. Fischer, Dr. Kuhn und Dr. Nörr 
beschlossen:

Auch die Kosten der Revisionsinstanz werden 
der Beklagten auferlegt.
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G r ü n d e :

I. Der jetzige Kläger nahm für seinen Dachdeckerbetrieb 
im Jahre 1924 bei der Beklagten eine Betriebshaftpflicht­
versicherung. Im Jahre 1935 nahm er seinen Sohn als Mitin­
haber in das Geschäft auf. Der Kläger behauptet, sein 
Sohn sei nur nach außen hin als Mitinhaber aufgetreten.
Im Innenverhältnis habe keine echte Teilhaberschaft bestan­
den. Die Beklagte behauptet, daß der Sohn auch im Innenver­
hältnis echter Teilhaber sei. Am 28. Februar 1952 stürzte 
der im Betrieb beschäftigte Dachdeckergeselle bei
der Arbeit vom Dach und verletzte sich schwer. Er machte 
im November 1952 gegen den Kläger und seinen Sohn Schadens- 
ersatzansprüche geltend, die diese ablehnten. Nach Einlei­
tung eines Strafverfahrens erhob die zuständige Berufsge­
nossenschaft mit Schreiben vom 16. März 1954 gegen den 
Kläger und seinen Sohn Rückgriffsansprüche gemäß § 903 RVO. 
Daraufhin baten diese die Beklagte um Versicherungsschutz 
für diese Haftpflichtverbindlichkeit. Mit Schreiben vom 
22. August 1955 lehnte die Beklagte einen Versicherungs­
schutz für den Sohn des Klägers ab und setzte gleichzeitig 
gemäß § 12 Abs. 5 VVG eine Klagefrist von 6 Monaten. Darauf­
hin erhob der Sohn des jetzigen Klägers die am 11. Februar 
1956 zugestellte Klage auf Feststellung der Verpflichtung 
der Beklagten, ihm Versicherungsschutz für die Haftpflicht­
ansprüche der Berufsgenossenschaft zu gewähren. Mit Schrift­
satz vom 4* Oktober 1956 erklärte der klägerische Prozeß- 
bevollmächtigte, daß an die Stelle des Sohnes sein Vater 
als Kläger trete. In der mündlichen Verhandlung am 25. Janu­
ar 1957 verlas er den Antrag, festzustellen, daß die Beklag­
te verpflichtet sei, dem Sohn des Klägers Versicherungs­
schutz für die Haftpflichtansprüche der Berufsgenossen­
schaft zu geben* Das Landgericht ließ die Klageänderung zu« 
Der jetzige Kläger ist der Auffassung, daß sein Sohn nach 
§ 151 Abs. 1 W G  Mitversicherter sei und daß er, der Kläger
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selbst, als Versicherungsnehmer nach § 8 AHB den Versiche­
rungsanspruch für seinen Sohn geltend machen könne. Die 
Beklagte meint, daß ein in einen Betrieb eintretender Mit­
inhaber weder unter Abs. 1 noch unter Abs. 2 des § 151 VVG 
falle. Sie hat ferner die Einrede der Verjährung erhoben 
und sich auf die Versäumung der Klagefrist (§12 Abs. 3 VVG) 
berufen. Beide Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben, 
und zwar das Landgericht auf Grund von § 151 Abs. 1 VVG, 
das Berufungsgericht auf Grund von § 151 Abs. 2 VVG. Mit 
der Revision hat die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag 
zunächst weiter verfolgt. Nach Abweisung der Haftpflicht­
klage der Berufsgenossenschaft gegen den Kläger und seinen 
Sohn haben beide Parteien den vorliegenden Rechtsstreit 
in der Hauptsache für erledigt erklärt und um Kostenent­
scheidung gebeten.

II. Die nach dem jetzigen Prozeßstand allein noch zu 
treffende Kostenentscheidung hat nach § 91 a ZPO unter 
Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes 
nach billigem Ermessen zu erfolgen. Da die Revision der 
Beklagten sachlich nicht begründet war, sind hiernach ihr 
die Kosten aufzuerlegen.

1. Nach der Feststellung des Berufungsgerichts, 
von der bei der Entscheidung im Rahmen des § 91 a ZPO um 
so unbedenklicher ausgegangen y/erden kann, als sie dem ei­
genen Vorbringen der Beklagten in den Tatsacheninstanzen 
entspricht, wurde der Sohn des Klägers durch seine Aufnahme 
in den Betrieb, die zweifelsfrei eine Unternehmensver- 
äußerung auch im Sinne von § 151 Abs. 2 W G  darstellt, 
jedenfalls im Außenverhältnis, das für § 151 VVG allein 
maßgebend ist (vgl. BGH VersR 53, 103) ? Mitinhaber des 
Betriebes. Als im Rechtsverkehr maßgebender Mitunternehmer 
wurde, er demgemäß mit seinem Eintritt auch den mit einer 
solchen Stellung verbundenen Haftpflichtgefahren ausgesetzt,
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wie des ja auch der hier eingetretene Haftpflichtfall zeigt. 
Nach den zutreffenden Ausführungen des Berufungsgerichts hat 
dies nach § 151 Abs. 2 VVG zur Folge, daß der Sohn damit 
auch Mitversicherungsnehmer der für den Betrieb abgeschlos­
senen Haftpflichtversicherung wurde. Prölss vertritt aller­
dings in seinem Gutachten und in seinem Kommentar (VVG 
12. Aufl. § 151 Anm. 3)'die Auffassung, daß diese Bestim­
mung ein Ausscheiden des bisherigen Betriebsinhabers er­
fordere und deshalb nicht anwendbar sei, wenn, wie im vor­
liegenden Fall, neben den bisherigen Unternehmer zusätzlich 
ein neuer Mitunternehmer tritt. Dem kann aber nicht gefolgt 
werden. Die gegenteilige Auffassung ergibt sich klar aus dem 
Sinn und Zweck des § 151 Abs. 2 VVG. Diese Vorschrift soll 
dem Schutz des in einen haftungsgefährdeten Betrieb neu ein­
tretenden Unternehmers dienen, der sofort in den Genuß des 
Haftpflicht-Versicherungsschutzes gelangen soll (Wehn in 
Oberbach, Grundlagen der Haftpflichtversicherung C 1 S. 48, 
49). Deshalb läßt sie die für den Betrieb genommene Haft­
pflichtversicherung bei einem Wechsel in der Person des Be­
triebsinhabers nicht erlöschen, sondern in der Person des 
im Rechtsverkehr maßgebenden neuen Unternehmers fortleben 
(BGH VersR 1953j 103). Die Betriebshaftpflichtversicherung 
überdauert also als Anhängsel des Unternehmens jeden Wech­
sel in der Person des Unternehmers. Hierbei kann es nicht 
entscheidend darauf ankommen, ob der bisherige Inhaber aus 
dem Unternehmen und damit auch aus dem Versicherungsverhält­
nis ausscheidet. Auch wenn er nach dem Eintritt eines wei­
teren Betriebsinhabers als Mitinhaber in dem Unternehmen 
bleibt, liegt ein Wechsel in der Person des Inhabers vor, 
der § 151 Abs. 2 W G  anwendbar macht. Auch der eintretende 
Mitinhaber hat in gleicher Weise, wie wenn das Unternehmen 
von einem Dritten erworben worden wäre, ein durch diese 
Vorschrift geschütztes Interesse daran, sofort in den Ge­
nuß der für das Unternehmen bestehenden Betriebshaftpflicht­
versicherung zu kommen. Die Beklagte wendet hiergegen unter
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Hinweis auf BGHZ 24, 578 ein, daß in einem solchen Fall 
kein Wechsel, sondern eine Verdoppelung des versicherten 
Haftpflichtinteresses vorliege, weil dann neben dem ein­
tretenden Mitinhaber auch der bisherige Alleininhaber 
weiter Versicherungsnehmer bleibe. Eine solche Personen­
häufung auf der Versicherungsnehmers eite wird jedoch durch 
§ 151 Abs. 2 VVG mit erfaßt; denn diese Vorschrift setzt 
nicht voraus, daß sich bei einem Inhaberwechsel die Zahl 
der Versicherungsnehmer nicht vermehrt. § 151 Abs. 2 VVG 
ist vielmehr zweifelsfrei auch bei der Veräußerung eines 
Betriebes durch einen Einzelinhaber an eine Personalge­
sellschaft anwendbar. Der Versicherer ist gegen eine hier­
mit möglicherweise verbundene Verschlechterung der Risiko- 
lage hinreichend durch das ihm nach § 70 W G  zustehende 
Kündigungsrecht geschützt. Deshalb läßt sich auch mit die­
sem Gesichtspunkt nicht das Erfordernis begründen, daß bei 
Anwendung des § 151 Abs. 2 W G  der bisherige Inhaber aus dem 
Betrieb ausscheiden müsse. Die von der Beklagten für ihre 
Auffassung angeführte Entscheidung des Reichsgerichts VA 14 
Nr. 844 betrifft nach den zutreffenden Ausführungen des 
Berufungsgerichts nicht die Frage der Anwendbarkeit des 
§ 151 Abs. 2 VVG auf eine Betriebshaftpflichtversicherung 
im Sinne dieser Vorschrift. Der ihr zugrunde liegende 
Sachverhalt unterscheidet sich auch in tatsächlicher Hin­
sicht wesentlich von dem hier vorliegenden. Diese Entschei­
dung gibt deshalb für die hier zur Beurteilung stehende 
Rechtsfrage nichts her.'

Das Berufungsgericht hat hiernach recht, wenn es 
dem Sohn des Klägers nach § 151 Abs. 2 W G  die Stellung 
eines Mitversicherungsnehmers zuweist und ihm deshalb 
einen von ihm selbst verfolgbaren Anspruch auf Versicherungs­
schutz zuerkennt.

2. Die Beklagte ist auch nicht deshalb, weil ihr der 
Unternehmerwechsel nicht rechtzeitig angezeigt worden ist, 
nach § 71 W G  von ihrer Leistungspflicht frei geworden.
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Eine solche Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn die 
Beteiligten an dem Unterlassen der Anzeige kein Verschul­
den trifft (RGZ 150, 188). Nach der rechtlich einwandfrei­
en Feststellung des Berufungsgerichts haben der Kläger und 
sein Sohn der Beklagten den Eintritt des Sohnes als Mit­
inhaber in das Geschäft deshalb nicht angezeigt, weil sie 
hierin keine anzeigepflichtige Veräußerung im Sinne der 
§§ 151 Abs. 2, 71 VVG gesehen haben. Bas Berufungsgericht 
sieht diesen Rechtsirrtum wegen der Zweifelhaftigkeit der 
Rechtslage als entschuldbar an. Dieser Beurteilung kann 
- jedenfalls für die hier gemäß § 91 a ZPO nach billigem 
Ermessen zu treffende Kostenentscheidung - gefolgt werden, 
ohne daß es im einzelnen einer V/ürdigung der hierfür in 
Betracht kommenden rechtlichen Gesichtspunkte bedarf (BGH 
LU § 91 a ZPO Nr. 6).

3. Der Versicherungsanspruch des Sohnes des Klägers 
war bei dessen Klageerhebung noch nicht verjährt. Nach 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 VVG beginnt die Verjährung mit dem 
Schluß des Jahres, in dem die Leistung verlangt werden 
kann. Hierbei ist unter Leistung diejenige Vertragsleistung 
zu verstehen, die gefordert und mit der Verjährungseinrede 
bekämpft wird (RGZ 111, 102, 104). Das war hier der mit der 
Klage begehrte Haftpflicht-Versicherungsschutz gegenüber 
der Inanspruchnahme des Sohnes des Klägers durch die Berufs­
genossenschaft auf Grund von § 903 RVO. Da es sich hierbei 
nicht um einen nach § 1542 RVO übergangenen, sondern um 
einen originären, durch § 903 RVO geschaffenen selbständi­
gen Rückgriffsanspruch der Berufsgenossenschaft handelte 
(BGH LM § 903 RVO Nr. 3)> konnte erst mit seiner Erhebung 
der auf seine Abwehr gerichtete Haftpflicht-Versicherungs- 
schutz verlangt werden und deshalb auch erst in diesem Zeit­
punkt die Verjährung dieses Anspruchs beginnen (13GH VersR 
I960, 554). Die vom Berufungsgericht in Erwägung gezogene 
Möglichkeit, daß die Verjährung des Versicherungsanspruchs 
auch insoweit schon mit der Erhebung des Haftpflichtan-
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spruches durch den verletzten Hillen begonnen habe, schei­
det also aus. Da die Berufsgenossenschaft den Anspruch 
aus § 903 RVO erst im März 1954 gegen den Sohn des Klä­
gers erhob, war also der mit der Klage geltend gemachte 
Anspruch, ihm gegenüber dieser Rückgriffsforderung Ver­
sicherungsschutz zu geben, bei der im Februar 1956 erfolg­
ten Klageerhebung durch den Sohn des Klägers noch nicht 
verjährt.

Die hierdurch eingetretene Unterbrechung der Ver­
jährung wurde nach den zutreffenden Ausführungen des Be­
rufungsgerichts nicht dadurch wieder beseitigt, daß dann 
später der jetzige Kläger den Rechtsstreit übernahm und 
in gewillkürter Prozeßstandschaft für seinen Sohn weiter­
führte, Daß die Voraussetzungen für eine gewillkürte 
Prozeßstandschaft vorliegen und daß insbesondere auch 
der Kläger von seinem Sohn ermächtigt und auch selbst 
willens war, den Versicherungsanspruch des Sohnes für 
diesen geltend zu machen, ist im Tatbestand des Berufungs­
urteils einwandfrei .festgestellt.

4- Bei dieser Sach- und Rechtslage ist mit der am 
11. Februar 1956 erfolgten Klageerhebung auch die von der 
Beklagten am 22. August 1955 gesetzte Klagefrist (§ 12.
Abs. 3 WG-) gewahrt.



Hiernach waren der Beklagten gemäß § 91 a ZPO auch 
die Kosten der Revisionsinstanz aufzuerlegen. Bezüglich 
der Kosten der Vorinstanzen verbleibt es bei der Kosten­
entscheidung des Berufungsgerichts.

Br. Nastelski Br. Haidinger Br. Fischer

Br. Kuhn Br. Nörr
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